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Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Marcel Luthe  
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
A n t w o r t 
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/27 993 
vom 21. Juni 2021 
über Sexualdelikte und Umgang mit möglichen Falschbeschuldigungen 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
1) Wie viele a) Strafanzeigen und b) Ermittlungsverfahren wegen Straftaten nach §§ 177 und 178 StGB 
(bitte alle Tatbestände separat) hat es in den jeweiligen Jahren 2013 bis 2020 und wie viele in der ersten 
Jahreshälfte 2021 in Berlin gegeben?   
 

Zu 1.: Der nachfolgenden Tabelle ist die Anzahl der im jeweiligen Kalenderjahr erfassten 
Strafanzeigen gemäß § 177 Strafgesetzbuch (StGB) zu entnehmen. Erläuternd wird das 
Folgende ausgeführt: 
 
Für die Jahre 2013 bis 2020 wurde auf die jeweiligen Daten der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik zurückgegriffen. Für das laufende Jahr 2021 (Stand 20. Juni) wurde auf verlaufssta-
tistische Daten aus dem System DataWarehouse-Führungsinformation (DWH-FI) zurück-
gegriffen. Da im DWH-FI stets der tagesaktuelle Stand der im Polizeilichen Landessys-
tem zur Information, Kommunikation und Sachbearbeitung (POLIKS) enthaltenen Daten 
abgebildet wird, unterliegt der Datenbestand fortlaufenden Änderungen. Daten des 
DWH-FI sind somit nur bedingt mit Daten der PKS vergleichbar, da die PKS eine Aus-
gangsstatistik darstellt.  
 

Jahr Fallzahlen 

2013 589 

2014 684 

2015 623 

2016 586 

2017 1.0021 

2018 1.277 
  

                                                           
1 Im Jahr 2017 wurde die Strafrechtsnorm geändert. 

 



  2 

2019 1.431 

2020 1.483 

2021 665 

 
Strafanzeigen wegen § 178 StGB wurden im erfragten Zeitraum polizeilich nicht erfasst.  
 
Die Anzahl der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren gemäß §§ 177 und 178 
StGB sind der Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Erläuternd wird darauf hingwiesen, dass die polizeilich und staatsanwaltschaftlich 
erfassten Zahlen nicht unmittelbar vergleichbar sind, da sie auf unterschiedlichen 
Parametern beruhen. So werden Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwaltschaft von 
Amts wegen, durch Strafanzeige oder durch eine andere Behörde eingeleitet und 
entsprechend statistisch erfasst. In der Polizeilichen Kriminalstatistik hingegen werden 
nur die strafrechtlich relevanten Sachverhalte, die der Polizei bekannt geworden sind 
erfasst. 
 
2) Auf wie viele der Strafanzeigen wurden Ermittlungen jeweils gar nicht erst aufgenommen und wie viele 
der Ermittlungsverfahren wurden nach § 170 StGB eingestellt? (bitte sortiert wie zu 1)) 
 

Zu 2.: Die Aufnahme von Ermittlungen durch die zuständigen Behörden folgt dem 
Legalitätsprinzip und erfolgt in dessen Rahmen zu jeder Strafanzeige. 
 
Die Anzahl der nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) eingestellten Verfahren 
ergibt sich aus der Anlage 2. Erläuternd wird mitgeteilt, dass es sich, wie in der Anlage 1 
dargestellt, bei „Js-Verfahren“ um Verfahren gegen eine den Ermittlungsbehörden 
bekannte Person und bei den UJs-Verfahren“ um Verfahren gegen eine den 
Ermittlungsbehörden nicht bekannte Person handelt.  
 
3) In wie vielen der Fälle zu 2) wurden Ermittlungsverfahren nach a) § 145 d StGB oder b) § 164 StGB 
gegen den ursprünglichen Anzeigeerstatter geführt? Wie viele dieser Verfahren wurden nach § 170 StGB 
eingestellt?  (Sollte der Senat hierzu erklären wollen, keine Statistik zu führen, wird darauf hingewiesen, 
dass die Antwortpflicht des Senats sich nicht darin erschöpft, aus eigenen Statistiken zu zitieren, sondern 
ein Informationsdefizit des Parlaments, dort insbesondere der Opposition dadurch auszugleichen, dass er 
Informationen beschafft. Sollte dies ausnahmsweise nicht möglich sein, sind die Gründe in der Antwort 
detailliert und für das Verfassungsgericht nachprüfbar darzulegen.) 

 
Zu 3.: Eine direkte Zuordnung von Verfahren und Gegenverfahren ist im Aktenverwal-
tungssystem der Strafverfolgungsbehörden MESTA (Mehrländer-Staatsanwaltschafts-
Automation) nicht möglich. Eine entsprechende statistisch auswertbare Erfassung erfolgt 
daher nicht. Allerdings werden Verfahren und Gegenverfahren regelmäßig in der 
gleichen Abteilung bearbeitet. 
 
Für Verfahren wegen § 178 StGB ist die Abteilung für Kapitaldelikte der Staatsanwalt-
schaft zuständig. In dieser Abteilung konnte in MESTA jedoch kein Verfahren wegen 
§ 178 StGB ermittelt werden, so dass sich auch kein Gegenverfahren feststellen lässt. 
 
Für Verfahren wegen § 177 StGB sind die Abteilungen 284 und 288 der Staatsanwalt-
schaft zuständig. Diese bearbeiten im Rahmen der vorstehenden Ausführungen auch die 
jeweiligen Gegenverfahren. Die Anlage 3 enthält die in diesen beiden Abteilungen im 
Berichtszeitraum anhängig gewesenen Verfahren wegen §§ 164, 145d StGB sowie die 
Anzahl der insoweit nach § 170 Abs. 2 StPO eingestellten Verfahren.  
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Erläuternd wird mitgeteilt, dass die vorgenannten Abteilungen auch für die nachfolgend 
aufgelisteten Sexualstraftaten zuständig sind: 
 

 Jugendschutzsachen im Sinne von §§ 174, 176, 176a, 182 StGB, 

 Vergehen nach §§ 184 - 184 d, i bis j StGB, 

 Verfahren wegen Verstoßes gegen Weisungen während der Führungsaufsicht, wenn 
im Ursprungsverfahren ein die Zuständigkeit der Abteilung 284 berührender 
Tatvorwurf Gegenstand war und 

 Verstöße nach dem Jugendmedienschutzstaatsvertrag (JMStV) und dem 
Jugendschutzgesetz (JuSchG), soweit sie sich auf in §§ 184 bis 184 d StGB 
bezeichnete Inhalte beziehen oder an sonstige pornografische oder sexuelle Inhalte 
anknüpfen (nur Abt. 284). 
 

Die Gegenverfahren wegen §§ 164, 145d StGB könnten daher auch die vorgenannten 
Verfahren betreffen. Die in der Anlage 3 mitgeteilten Zahlen stellen daher die 
Höchstwerte dar. 
 
 
Berlin, den 6. Juli 2021 
 
In Vertretung 
Dr. Brückner 
Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 


















